
Mindestgewinnbesteuerung ist nicht verfassungswidrig!

Der Zweite Senat des Bundesverfassungsgerichts entschied
am 23.7.2025 – 2 BvL 19/14, dass die gesetzlichen Regelungen
zur Mindestgewinnbesteuerung bei der Körperschaftsteuer, na-
mentlich § 8 Abs. 1 KStG i.V.m. § 10d Abs. 2 EStG und der Ge-
werbesteuer, § 10a GewStG verfassungsgemäß sind, soweit Kör-
perschaftsteuersubjekte i.S.d. § 1 Abs. 1 Nr. 1–3 KStG bzw.
Gesellschaften i.S.d. § 2 Abs. 2 S. 1 GewStG betroffen sind.

Konkret ging es um die Frage, ob die prozentual beschränkte
Verlustvortragsregelung mit dem allgemeinen Gleichheitssatz
nach Art. 3 Abs. 1 GG vereinbar ist. Der Sachverhalt der Vorlage
durch den BFH ist besonders. Der BFH bezeichnet ihn als „bilanz-
steuerrechtlicher Umkehreffekt“. Dahinter steht die Konstella-
tion, dass erhöhte Verlustvorträge aufgrund einer Insolvenz nicht
vollständig genutzt werden konnten und so ein „Definitiveffekt“
der Besteuerung entstand.

Gesetzliche Regelung: 2004 führte die damalige Regierung die
sog. Mindestgewinnbesteuerung ein, indem der Abzug von Ver-
lusten aus Vorjahren betragsmäßig begrenzt wurde. § 8 Abs. 1
KStG i.V.m. § 10d Abs. 2 EStG führte bei der Körperschaftsteuer
und § 10a GewStG bei der Gewerbesteuer einen Sockelbetrag von
1 Mio. h ein, bis zu dem Verluste in voller Höhe vom Gesamtbe-
trag der Einkünfte abgezogen werden konnten. Lag der Gesamt-
betrag der Einkünfte über 1 Mio. h, so war ein vortragsfähiger
Verlust nur bis zu weiteren 60% des Gesamtbetrags der Einkünfte
abziehbar. Gewinn über 1 Mio. h war der Verlustabzug auf 60%.
Der Verlustabzug wurde auf diese Weise zeitlich gestreckt.

Entscheidung des BFH: Der BFH erkannte an, dass die Min-
destgewinnbesteuerung in der „Grundkonzeption“, die zeitliche
Streckung des Verlustvortrages, nicht gegen Verfassungsrecht ver-
stoße. Allerdings sah er es als problematisch an, wenn auf Grund-
lage eines Sachzusammenhangs zwischen Verlust und Gewinn die
Mindestbesteuerung dazu führen könnte, den Verlustabzug durch
die Streckung „gänzlich auszuschließen.“

Entscheidung des BVerfG:Das BVerfG folgte dieser Argumen-
tation nicht. Zunächstmuss aus Sicht des BVerfG die Frage beant-
wortet werden, ob „die Vorschriften der Mindestgewinnbesteue-
rung in ihrer Grundkonzeption, die auf eine bloße zeitliche
Streckung des Verlustvortrags ausgerichtet ist, mit der Verfassung
in Einklang stehen.“ Das BVerfG erkennt die durch die Vorschrift
bedingten „(Un-)Gleichbehandlungen an, misst diese aber am
Willkürmaßstab und nicht aber amverfassungsrechtlichen Recht-
fertigungsmaßstabeiner strengerenVerhältnismäßigkeitsprüfung.

Die Grundkonzeption, d.h. die Beschränkung des Verlustab-
zugs auf 60%desGdEwirddurchden sachlichenGrund„kontinu-
ierlicher und gegenwartsnaher Besteuerung als besonderem Fis-
kalzweck“ rechtfertigt. Der Staat könne so immer in gewisser
Weise auf dieGewinne derUnternehmen zugreifen, ohne dass Alt-
verluste ihmdiesesRechtnähmen.DerGesetzgeberdürfedas Steu-
eraufkommenverstetigen.Die Steuerzahllastwerde imZeitlauf für
den Steuerpflichtigen nicht erhöht, sondern die Beitragsbemes-
sungsgrundlage, auf die der Gesetzgeber zugreifen wolle, werde
„beständig gemacht“. Es sei zudem nicht ersichtlich, dass der Ge-
setzgeber durch die Streckung des Verlustvortrags „auf Dauer eine

Verstetigung der Staatseinnahmen zu gewährleisten“, evident ne-
ben der Sache liege. Der Evaluierungsbericht der Facharbeitsgrup-
pe „Verlustverrechnung undGruppenbesteuerung“ zeige, dass die
Vorschriften in den Jahren2004 bis 2008 gewirkt hätten.

DieMindestgewinnbesteuerung entspricht, nach Ansicht des
BVerfG, den Anforderungen an typisierende Regelungen. Der Ge-
setzgeber dürfe von der „ewig lebensfähigen“ juristischen Person
ausgehen. Der Sockelbetrag von 1 Mio. h erfasse zudem nur „gro-
ße“ Unternehmen, was nicht außerhalb des Einschätzungs- und
Gestaltungsspielraums des Gesetzgebers liege. Der Prozentsatz
und Sockelbetrag seien nicht „evident neben der Sache“. Es ginge
um Praktikabilität und Einfachheit der Vorschriften. Auch er-
scheine nicht von vornherein als ausgeschlossen, dass der Sockel-
betrag und die dadurch ermöglichte Nichterfassung von kleinen
und mittleren Unternehmen dazu beitragen könne, die Rechtsan-
wendung zu vereinfachen.

Die Tatsache, dass die zeitliche Streckung des Verlustes zur
Nichtabzugsfähigkeit führen kann, verbucht das BVerfG unter
der Rubrik „allgemeines Unternehmensrisiko“. Es sei Sache des
Unternehmers, für kontinuierliche Gewinne zu sorgen, um so
Verluste abzugsfähig zu machen.

Auch in der besonderen Fallkonstellation, dass die nicht aus-
geglichenen Verluste aufgrund der Insolvenz des Unternehmens
nicht mehr genutzt werden können, vom BFH als sog. „bilanz-
steuerrechtlicher Umkehreffekt“ bezeichnet, sieht das BVerfG als
unproblematisch an. Diemangelnde Verlustnutzung läge nicht an
den Vorschriften der Mindestbesteuerung, sondern folge „aus an-
deren Vorschriften und Rechtsgrundsätzen“. Diese Rechtsfolge
habe der Gesetzgeber nicht vorgesehen. Einer Härtefallregelung
bedürfe es nicht.

Ein Verstoß gegen die Eigentumsfreiheit, Art. 14 Abs. 1 GG,
liege ebenfalls nicht vor.

Conclusio: Das BVerG sieht die Verstetigung des Steuerauf-
kommens als besonders wichtiges Ziel an, welches der Gesetzge-
ber durch typisierende Regelungen verfolgen darf, ohne gegen das
Grundgesetz zu verstoßen. Dahinter scheint die Vorstellung zu
stehen, dass das Steueraufkommen ein Kuchen ist, welcher zur
Verteilung ansteht. Bemerkenswert ist die Sichtweise, dass die Un-
ternehmen für genügend Gewinne zu sorgen haben, um Verluste
der Vergangenheit abzugsfähig zu erhalten. Hier ließe sich auch
die Sicht vertreten, dass Gewinne und Verluste bei der steuerli-
chen Behandlung als zwei Seiten einerMedaille zu behandeln sind
und der Staat sowohl die gutenwie auch die schlechten Ergebnisse
der Unternehmen ertragen muss. Davon macht das BVerfG nun
eine Ausnahme und verlagert das Risiko der Verlustnutzung auf
die Unternehmen. Eine befremdliche Sicht, fiskalpolitisch moti-
viert, verständlich, aber auch richtig? Ich meine nein. Die Rosi-
nentheorie sollte keine Anwendung finden.
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